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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Landes- und Weltausstellungen

Mit der zunehmenden Konkretisierung des Ausstellungskonzeptes wuchsen auch
Befürchtungen von einzelnen Institutionen und Gesellschaftsgruppen, dass ihr
bevorzugtes Thema an der Expo.01 ungenügend oder gar nicht zur Darstellung
kommen werde. So setzte sich Nationalrat Seiler (svp, BE) für eine Berücksichtigung der
Volkskultur ein, und die Sicherheitspolitischen Kommissionen beider
Parlamentskammern für eine umfassende Darstellung der schweizerischen
Sicherheitspolitik, ihres Wandels und ihrer Institutionen. In beiden Fällen sicherte der
Bundesrat zu, dass diese Themen zum Zuge kommen werden. In seiner Stellungnahme
zuhanden des Ständerates führte der Bundesrat allerdings aus, dass die
Ausstellungsleitung nicht im Sinn habe, die Armee selbst an der Expo zu präsentieren,
da generell lediglich Themen und nicht Institutionen dargestellt würden. So werde die
Armee nicht mit eigenen Manifestationen präsent sein, sondern im Rahmen des Themas
„Sicherheit in der Offenheit“, eines der vier Projekte des Bundes. Offenbar damit nicht
ganz befriedigt, begann das VBS mit der Ausarbeitung eines Projekts „Darstellung der
Armee“ ausserhalb des Ausstellungsgeländes. Diese Sonderschau schien dem VBS
umsomehr gerechtfertigt, als vorgesehen ist, der Expo Angehörige der Armee für
Dienstleistungen (z.B. für die Verkehrsregelung oder die Besetzung von Sanitätsstellen)
zur Verfügung zu stellen. 1

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 09.10.1998
HANS HIRTER

Rechtsordnung

Datenschutz und Statistik

Der Nationalrat stimmte einem Postulat Seiler (svp, BE) zu, welches verlangt, dass die
nächste Volkszählung nach einem einfacheren Verfahren und unter Berücksichtigung
bestehender Erhebungen und Dateien durchzuführen sei. 2

POSTULAT
DATUM: 17.06.1993
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Die sich vor allem aus rechtsbürgerlichen Kreisen rekrutierenden Gegner der Reform
machten ihre Drohung mit dem Referendum wahr. Unmittelbar nach der
Schlussabstimmung formierte sich ein von Steinemann (fp, SG), Früh (fdp, AR), Seiler
(svp, BE) und Schmidhalter (cvp, VS) präsidiertes "Komitee gegen eine aufgeblähte
Bundesverwaltung mit überflüssigen Staatssekretären". Unterstützung fanden sie bei
der AUNS; mit der Unterschriftensammlung wurde ein Berner PR-Büro betraut. Noch
vor Jahresende waren die benötigten 50 000 Unterschriften beisammen. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.10.1995
HANS HIRTER

Auch die Gegner der Vorlage hielten am Abstimmungssonntag fest, dass trotz dieses
Ergebnisses ein Reformbedarf bestehe. Sie forderten den Bundesrat deshalb auf, ohne
Verzögerung die im Abstimmungskampf nicht bestrittenen Teile des Projekts nochmals
vorzulegen. Am Tag nach der Abstimmung reichten im Nationalrat Deiss (cvp, FR), Seiler
(svp, BE), Steiner (fdp, SO) und Comby (fdp, VS) sowie im Ständerat Saudan (fdp, GE) und
Reimann (svp, AG) entsprechende Motionen ein. Die beiden Kammern überwiesen die
Vorstösse ihrer Mitglieder mit dem Einverständnis des Bundesrats in der
Septembersession. 4

MOTION
DATUM: 19.09.1996
HANS HIRTER

01.01.65 - 17.04.24 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Regierungspolitik

Zu Beginn der Herbstsession 2019 gedachte der Ständerat der Anfang August
unerwartet an Herzversagen verstorbenen ehemaligen Bundeskanzlerin Annemarie
Huber-Hotz. Jean-René Fournier (cvp, VS) würdigte die 1948 geborene Baarerin, die
nach einem sozialwissenschaftlichen Studium mit 30 Jahren zu den Parlamentsdiensten
gestossen und von 1981 bis 1992 als Ständeratssekretärin geamtet hatte. Dort habe sie
eine zentrale Rolle bei der Reorganisation der Parlamentsdienste gehabt. Auch als erste
Generalsekretärin der Bundesversammlung – dieses Amt hatte sie von 1992 bis 1999
inne – habe Annemarie Huber-Hotz die Professionalisierung der Parlamentsdienste
vorangetrieben. Sie sei treibende Kraft für die Schaffung permanenter Kommissionen
im Rahmen der Parlamentsreform zu Beginn der 1990er Jahre gewesen. Fournier
zitierte aus der Rede des damaligen Nationalratspräsidenten Hanspeter Seiler (svp, BE),
der bei der Wahl von Annemarie Huber-Hotz zur ersten Bundeskanzlerin der Schweiz im
Jahr 1999 ihr Engagement und ihre Umgänglichkeit als «eine wahre Wohltat»
bezeichnet hatte. Sie verstehe es, in der Ausübung ihres Amtes über den Parteien zu
stehen. Die damals als Nachfolgerin von François Couchepin (fdp) von der FDP
vorgeschlagene Huber-Hotz setzte sich im vierten Wahlgang gegen die Konkurrentin der
SP, Hanna Muralt Müller, und den Konkurrenten der CVP, Vizekanzler Achille Casanova,
durch. In ihren acht Jahren als Bundeskanzlerin – so Fournier weiter – habe sie es
verstanden, Konsens mittels konstruktivem Dialog zu suchen. Dabei habe ihr eine ihrer
wertvollen Qualitäten geholfen: «Elle savait ecouter». Nach zwei Amtsperioden hatte
Annemarie Huber-Hotz 2007 ihren Rücktritt eingereicht. Sie habe – Fournier zitierte
aus der Abschiedsrede des damaligen Nationalratspräsidenten André Bugnon (svp, VD) –
nicht nur die Bundeskanzlei geführt, sondern auch die Debatten der Regierung
aufgeklärt, ja gar gecoacht («éclairé [...] même 'coaché'»). Im Tages-Anzeiger wurde
ihre Bescheidenheit hervorgehoben. Sie habe stets betont, dass sie kein politisches
Amt ausübe, und sei als Managerin im Hintergrund geblieben. Die Zeitung zitierte den
damaligen SP-Präsidenten Hans-Jürg Fehr (sp, SH), der die parteiübergreifend
geschätzte Bundeskanzlerin als «effiziente Unscheinbarkeit» bezeichnet hatte. Nach
ihrem Ausscheiden aus der Verwaltung hatte Annemarie Huber-Hotz die
Präsidentschaften der Schweizerischen Gemeinnützigen Gesellschaft (SGG) sowie des
Schweizerischen Roten Kreuzes übernommen. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.08.2019
MARC BÜHLMANN

Volksrechte

Der Nationalrat lehnte auf Antrag einer Mehrheit seiner Staatspolitischen Kommission
auch die beiden parlamentarischen Initiativen Rychen und Seiler [92.411]  (beide svp,
BE) für eine Erhöhung der Unterschriftenzahl bei Referenden resp. Volksinitiativen ab.
Hauptargument für die Initianten, die auch von den Mehrheiten der Fraktionen der FDP,
der CVP und der SVP unterstützt wurden, war die Tatsache, dass seit der Einführung
dieser Instrumente der geforderte Anteil der Unterzeichnenden am Total der
Stimmberechtigten von 4,6% auf 1,1% (Referendum) resp. von 7,7 % auf 2,2% (Initiative)
abgesunken ist. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.06.1993
HANS HIRTER

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Der Grüne Rebeaud (GE) nahm ebenfalls die Praktiken beim Referendum gegen die
Parlamentsreform zum Anlass, um mit einer vom Nationalrat noch nicht behandelten
parlamentarischen Initiative ein Verbot für bezahlte Unterschriftensammler und für
den Massenversand von Unterschriftenbogen zu verlangen. Zwei parlamentarische
Initiativen, welche eine Anpassung der für Referendum (Rychen, svp, BE) resp.
Volksinitiative (Seiler, svp, BE) benötigten Unterschriftenzahl an die stark gestiegene
Zahl der Stimmberechtigten verlangten, fanden in der Staatspolitischen Kommission
des Nationalrats keine Unterstützung. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.03.1992
HANS HIRTER
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Föderativer Aufbau

Jurafrage

Der Wechsel des bisher bernischen Bezirks Laufen zum Kanton Basel-Land wurde im
Berichtsjahr definitiv beschlossen. Der Bundesrat beantragte in seiner Botschaft vom
27. Januar dem Parlament sowie Volk und Ständen, dieser territorialen Veränderung,
welche zuvor von den Stimmberechtigten der beiden betroffenen Kantone
angenommen worden war, ebenfalls zuzustimmen.
Der Ständerat hiess diesen Antrag ohne Gegenstimmen gut. In der Diskussion im
Nationalrat gab vor allem die äusserst knappe Mehrheit zu reden, mit der sich 1989 die
Laufentaler für Basel-Land entschieden hatten (51,7% zu 48,3%). Ein
Nichteintretensantrag Scherrer (edu, BE), der die Forderung nach einer qualifizierten
Mehrheit der Betroffenen für Gebietsveränderungen ins Feld führte, wurde abgelehnt.
Nicht durchzusetzen vermochte sich auch ein Antrag Seiler (svp, BE), der die
Anerkennung des Kantonswechsels davon abhängig machen wollte, dass in der
eidgenössischen Abstimmung nicht nur Volk und Stände, sondern auch der betroffene
Bezirk zustimmen. Im Gegensatz zu dem etwa beim Bau von Infrastrukturanlagen
üblichen Diskurs wandten sich nun vor allem die Vertreter der SP und der Grünen gegen
eine derartige "Betroffenheitsdemokratie", während sie für eine Mehrheit der SVP und
der FDP in diesem seltenen Fall eines "Heimatwechsels" berechtigt erschien. Die
Gegner einer solchen "dreifachen" Mehrheit von Volk, Ständen und betroffenem Bezirk
argumentierten zusammen mit Bundesrat Koller im wesentlichen verfassungsrechtlich,
indem sie darauf hinwiesen, dass weder in der bernischen noch in der eidgenössischen
Verfassung ein derartiges Verfahren vorgesehen sei. Nationalrat Bonny (fdp, BE) reichte
eine Motion ein, welche für Kantonswechsel in Zukunft eine Zweidrittelsmehrheit der
Stimmenden des betroffenen Gebiets fordert. In der Schlussabstimmung hiessen die
Räte mit 30:2 resp. 112:27 den bundesrätlichen Antrag gut.
Die Kampagne zur Volksabstimmung vom 26. September warf keine hohen Wellen. Von
den Parteien entschieden sich auf nationaler Ebene ausser den SD, der AP und der EDU
alle für die Genehmigung des Kantonswechsels. Weniger eindeutig fielen jedoch die
Parolen bei den Parteien der umliegenden Kantone aus. Die Delegierten der bernischen
SVP empfahlen mit 147:90 Stimmen bei 76 Enthaltungen die Nein-Parole; mit 131:52
noch deutlicher war die Ablehnung bei der bernischen FDP. Im Kanton Solothurn
entschied sich die CVP knapp für ein Ja, während die Freisinnigen die Stimme
freigaben; die SVP lehnte ebenso ab wie diejenige des Kantons Aargau. Für
Stimmfreigabe plädierten auch die Neuenburger Freisinnigen. Wichtigstes Argument
der Befürworter war, dass der Entscheid des Laufentals jetzt sanktioniert werden
müsse und diese Region geografisch, wirtschaftlich und kulturell ohnehin zu Basel-Land
gehöre. In der Propaganda der Gegner wurde das Hauptgewicht auf die Knappheit der
Laufentaler Volksabstimmung gelegt und die Befürchtung artikuliert, dass mit der
Anerkennung eines derartigen "Zufallsentscheids" Grenzveränderungen Tür und Tor
geöffnet würden.

Kantonswechsel Laufental
Abstimmung vom 26. September 1993

Beteiligung: 39,5,%
Ja: 1 188 941 (75,2%) / 20 6/2 Stände
Nein: 392 893 (24,8%) / 0 Stände

Parolen:   Ja: FDP (2*), SP, CVP, SVP (5*), GP, LP, LdU, EVP, PdA.
Nein: AP, SD, EDU.
Stimmfreigabe: Lega.
*Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Das Ergebnis der Volksabstimmung fiel mit einer Dreiviertelmehrheit klar aus. Kein
einziger Kanton lehnte den Kantonswechsel ab. Die knappste Zustimmung resultierte in
den Kantonen Solothurn (55,6%), Bern (57,2%), Schaffhausen (64,7%) und Basel-Land
(66,8%). Im betroffenen Bezirk Laufen selbst stimmten bei einer hohen Beteiligung
(rund 90%) 4'906 Personen dafür, 4'390 dagegen (52,8% zu 47,2%); in 6 der 13
Gemeinden, darunter auch im Bezirkshauptort, überwogen die Gegner.
Auf 1. Januar 1994 wurde der Übertritt vollzogen. Die dazu erforderlichen
administrativen Vereinbarungen waren vorher von den Regierungen der beiden Kantone
ausgehandelt und vom Laufentaler Bezirksrat gutgeheissen worden. Damit wurde der
mit dem bernischen Verfassungszusatz aus dem Jahre 1970 eröffnete Weg der
Selbstbestimmung der 1815 zum Kanton Bern gestossenen Teile des ehemaligen
Fürstbistums Basel abgeschlossen. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.09.1993
HANS HIRTER
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Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Le Conseil fédéral a transmis aux chambres son message relatif à l’initiative populaire
« Oui à l’Europe ! » en leur recommandant de la rejeter. Bien que le gouvernement
partage largement la vision des promoteurs de l’initiative, il ne désire pas entamer
immédiatement des négociations d’adhésion avec l’UE et veut surtout éviter toute
confusion avec le dossier des accords bilatéraux qu’il considère comme prioritaire (voir
supra). Comme contre-projet indirect à ce texte, le gouvernement a élaboré un arrêté
fédéral simple (non soumis au référendum) en reprenant plusieurs éléments de
l’initiative, notamment le premier article qui stipule que « la Suisse participe au
processus d’intégration européenne et vise dans ce but à adhérer à l’Union
européenne ». Dans ce projet, le Conseil fédéral mentionne toutefois clairement qu’il
souhaite se réserver la décision de la réactivation de la demande d’adhésion en
fonction des débats sur le rapport d’intégration, de l’état des négociations bilatérales
et sur la base des consultations. A la suite de la publication de ce message, le Nouveau
mouvement européen suisse (NOMES) a annoncé qu’il ne retirerait pas son initiative
tant que la procédure d’intégration ne serait pas entamée. Le parlement a jusqu’au 30
juillet 2000 pour se prononcer sur ce texte et au cas où il déposerait son propre
contre-projet, le vote sur l’initiative pourrait être retardé d’un an et repoussé en 2002
ou 2003. Dans cet esprit, la discussion sur une motion Comby (prd, VS) demandant
l’ouverture de négociations pour une adhésion à l’UE dès l’entrée en vigueur des
accords bilatéraux a été combattue par le démocrate du centre Hanspeter Seiler (BE) et
renvoyée par le Conseil national. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.02.1999
FRANÇOIS HUGUENET

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Par rapport à la votation de 1986, c’est principalement dans le camp bourgeois qu’une
évolution des positions a été observée. En 1986, le PRD et le PDC avaient recommandé
le oui. De nombreuses sections cantonales, 18 radicales et 12 démocrates-chrétiennes,
s’étaient toutefois désolidarisées. Aucune voix divergente ne s’est faite entendre 16 ans
plus tard. L’UDC a refusé l’adhésion encore plus nettement, malgré les oui bernois et
grison. Les libéraux ont changé de camp en prônant le oui. Quant aux organisations
économiques, leur scepticisme, ou même leur opposition, ont fait place à un fort
engagement financier. De nombreuses personnalités bourgeoises ont aussi changé
d’avis sur la question, le plus illustre étant le Président de la Confédération Kaspar
Villiger. Les conseillers aux Etats Bruno Frick (pdc, SZ), Maximilian Reimann (udc, AG), et
Hans Rudolf Merz (prd, AR), leurs homologues au Conseil national Claude Frey (prd, NE)
ou encore Hans-Peter Seiler (udc, BE) ont fait campagne pour l’adhésion, soulignant
que la question ne se posait plus dans les mêmes termes. Ce soutien de politiciens
bourgeois a certainement rassuré de nombreux électeurs. 10

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 11.02.2002
ROMAIN CLIVAZ

Landesverteidigung

Ausrüstung und Beschaffung

Le Conseil national a rejeté un postulat Seiler (udc, BE) demandant que le Conseil
fédéral examine la possibilité d'inclure le tourisme dans la liste des affaires
compensatoires. 11

POSTULAT
DATUM: 16.12.1994
SERGE TERRIBILINI

Le Conseil national a transmis un postulat Seiler (udc, BE) chargeant le Conseil fédéral
d'examiner les possibilités de remplacer la poudre de la cartouche du fusil d'assaut 90,
provenant actuellement de l'étranger, par une poudre qui serait fabriquée par la
fabrique suisse de munitions. 12

POSTULAT
DATUM: 21.12.1995
ALEXANDRE FÜZESSÉRY
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Im Auftrag der nationalrätlichen GPK hatte die Parlamentarische
Verwaltungskontrollstelle die regionalpolitische Koordination der Politik des Bundes
untersucht. Diese kam in ihrem Bericht zum Schluss, dass eine Koordination
weitgehend fehlt oder nicht funktioniert. Zudem konstatierte sie eine fehlende
Kohärenz und Zielorientierung bei der bundesstaatlichen Regionalpolitik. Der Ständerat
überwies die im Vorjahr von der grossen Kammer gutgeheissene Motion Brügger (sp, FR)
für eine umfassende Überprüfung der Regionalpolitik ebenfalls. Der Nationalrat
verabschiedete in der Sommersession eine Motion Seiler (svp, BE) für eine umfassende
Überprüfung der eidgenössischen Regionalpolitik und für darauf abgestützte
Verbesserungsmassnahmen. 13

MOTION
DATUM: 17.06.1994
HANS HIRTER

Der Ständerat folgte dem Argument von Bundesrat Delamuraz, dass eine vom
Nationalrat im Vorjahr überwiesene Motion Seiler (svp, BE) für eine umfassende
Überprüfung der Regionalpolitik und darauf abgestützte Massnahmen offene Türen
einrenne, und wandelte sie in ein Postulat um. 14

MOTION
DATUM: 02.02.1995
HANS HIRTER

Öffentliche Finanzen

Indirekte Steuern

Grünes Licht gab der Bundesrat in der Verordnung für Branchenpauschalen, was die
Steuerabrechnung für Betriebe mit Jahresumsätzen von bis zu 500'000 Franken
wesentlich vereinfacht. Der Bundesrat erfüllte damit auch zwei in der Frühlingssession
überwiesene Postulate Seiler (svp, BE) (Po. 93.3653) und Delalay (cvp, VS) (Po. 93.3563),
die ein vereinfachtes Abrechnungssystem und einen pauschal berechneten
Vorsteuerabzug für kleinere Unternehmen verlangt hatten. 15

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 18.03.1994
EVA MÜLLER

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Eisenbahn

Le Conseil national, pour sa part, a transmis comme postulat trois motions. La
première, de R. Büttiker (prd, SO) (Po. 90.924) demande une modification de la
législation ferroviaire pour que les dispositions techniques puissent s'appliquer au
monorail. La seconde, émanant de K. Schüle (prd, SH) (Po. 90.865)  vise à améliorer
l'offre de marchandises et de services dans les gares par une modification des
dispositions relatives aux services accessoires des CFF dans la loi sur les chemins de
fer. Cela devrait concerner l'uniformisation des heures d'ouverture de ces exploitations
avec celles des routes nationales et des aéroports, ainsi que la simplification des
procédures de recours en cas de contestation. La troisième, enfin, provient de H. Seiler
(udc, BE) (Po. 91.3115) et charge le Conseil fédéral de modifier la législation ferroviaire,
afin que les téléphériques fournissant des prestations de service public puissent
bénéficier de mesures financières d'encouragement prévues par la loi sur les chemins
de fer. 16

POSTULAT
DATUM: 21.06.1991
SERGE TERRIBILINI

Le Groupe de réflexion sur l'avenir des CFF institué par Adolf Ogi et présidé par F.
Mühlemann, secrétaire général du DFTCE, a rendu son rapport final. Selon lui, une
réforme de la régie serait devenue indispensable, les coûts qu'elle occasionne à la
Confédération et le niveau de son endettement (CHF 13 milliards; 30 milliards en l'an
2000) n'étant plus guère supportables. Les experts ont estimé que les CFF devraient se
recentrer sur les activités pour lesquelles ils sont le mieux adaptés. Cela signifierait
notamment l'abandon d'une vingtaine de lignes régionales non rentables et le transfert
partiel des charges du trafic régional en direction des cantons, le réexamen des
secteurs du trafic de marchandises qui ne couvrent pas leurs coûts et l'élagage du
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programme Rail 2000 (Au parlement, les projets de suppression de lignes ont
également soulevé quelques craintes: voir en particulier les interpellations Aubry (prd,
BE) (Ip. 93.3049) et Seiler (udc, BE) (Ip. 93.3185)). En outre, certaines activités
pourraient être privatisées. L'entreprise même pourrait changer de statut et devenir un
holding jouissant d'une liberté d'action accrue. Les propositions du groupe de réflexion
devraient occasionner quelques substantielles économies (au moins CHF 500 millions
par année), mais toucher d'une manière ou d'une autre entre 3'000 et 7'500 emplois.

Les réactions des partis ou organisations furent dans l'ensemble favorables aux
conclusions du rapport. En particulier, la direction des CFF a déclaré en soutenir
l'essentiel. Notons cependant l'inquiétude des régions concernées par la fermeture de
lignes, notamment l'arc jurassien. En outre, la Fédération suisse des cheminots s'est
inquiétée des conclusions du rapport et a vivement critiqué ses auteurs. Selon elle, si
on appliquait les propositions faites, la régie serait démantelée et 3'000 emplois
disparaîtraient (devant le syndicat, Benedikt Weibel, p.d.g. de la régie, a prétendu que la
sécurité des postes de travail serait garantie). Elle a relevé le manque d'idée du groupe
de réflexion, notamment en matière de trafic régional, et s'est opposée a toute
tentative de privatisation. 17

Umweltschutz

Luftreinhaltung

Une modification de l'OPair a été demandée par H. Seiler (udc, BE) au moyen d'un
postulat transmis par le Conseil national. Elle devrait aller, selon le député, dans le sens
d'un renforcement des expertises des installations modernes de chauffage à bois et
veiller à ce que les coûts provoqués par les contrôles obligatoires ne créent pas
d'inégalités entre ce type de chauffage et les autres. 18

POSTULAT
DATUM: 05.10.1990
SERGE TERRIBILINI

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Gegen den Widerstand von Bundespräsidentin Dreifuss überwies der Ständerat ein
Postulat Schiesser (fdp, GL), welches den Bundesrat auffordert, im Licht der Berichte
IDA-Fiso 1 und 2 sowie anderer Steuer- und Abgabeprojekte unmissverständliche und
klare Aussagen zu machen, mit welchem Szenario er leistungs- und einnahmenseitig
vorgehen will, damit die Sozialversicherungen bis mindestens 2015 finanziell gesichert
sind. Dreifuss verschanzte sich vergeblich hinter den Vorarbeiten für ein ökologisches
Steuersystem und der bereits eingeleiteten 11. AHV-Revision. In deren Botschaft werde
der Bundesrat umfassend über den Finanzierungsbedarf der Sozialversicherungen bis
2010 orientieren; über längerfristige Finanzierungsprobleme werde hingegen „zu
gegebener Zeit“ befunden werden müssen. Dennoch wurde das Postulat mit 34 zu 1
Stimmen klar angenommen und damit deutlich gemacht, dass die kleine Kammer nun
von der Landesregierung Klartext erwartet. Der Nationalrat überwies ein analoges
Postulat der FDP-Fraktion; diesmal widersetzte sich der Bundesrat der Entgegennahme
nicht mehr. Eine bereits 1997 eingereichte Motion (97.3370) von NR Seiler (svp, BE),
welche den BR verpflichten wollte, mindestens bis zum Vorliegen des IDA-FiSo-2-
Berichtes auf einen weiteren Ausbau der Sozialversicherungen zu verzichten, wurde
hingegen, da eindeutig überholt – und weil BR Dreifuss darlegen konnte, dass mit
Ausnahme der EO in den letzten Jahren kein „Ausbau“, sondern höchstens ein „Umbau“
stattgefunden habe – mit 62 zu 42 Stimmen abgelehnt. 19
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Berufliche Vorsorge

Einstimmig genehmigte der Nationalrat eine 1995 vom Ständerat gutgeheissene Motion
Frick (cvp, SZ) zur Einführung der Witwerrente im BVG. Der Rat nahm zudem ein
Postulat Seiler (svp, BE) an (Po. 95.3413), welches den Bundesrat einlädt zu prüfen,
welche Anpassungen und Entscheide zu treffen sind, damit diese Witwerrente
schnellstmöglich eingeführt wird. 20

MOTION
DATUM: 22.06.1996
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Abgeordnete der vier Bundesratsparteien schlossen sich zu einer Arbeitsgruppe
"Migration" zusammen, um konstruktive Kompromisse in der Ausländerpolitik
auszugestalten. Unter der Leitung von Nationalrat Engler (cvp, AI) gehörten der Gruppe
zwei Ständerätinnen - Beerli (fdp, BE) und Simmen (cvp, SO) -, zwei Nationalrätinnen -
Fankhauser (sp, BL) und Heberlein (fdp, ZH) - sowie drei Nationalräte - Fischer (svp,
AG), Seiler (svp, BE) und Strahm (sp, BE) - an. Im Vordergrund ihrer Abklärungen standen
die Themen Arbeitsmarkt und Beziehungen zum europäischen Umfeld, Saisonnierstatut,
Asylwesen, Rückführung von Flüchtlingen aus Ex-Jugoslawien, Assimilierung der
Ausländer und Ausländerinnen sowie ein ausgewogenes Verhältnis zwischen
einheimischer und ausländischer Bevölkerung. Nachdem es im Frühjahr noch nach
einem breiten Einvernehmen unter den Parteien ausgesehen hatte, wurde im Herbst
klar, dass sich zwischen der SP und ihren bürgerlichen Diskussionspartnern ein tiefer
Graben aufgetan hatte. Grundsätzlich war sich die Arbeitsgruppe einig, dass das Drei-
Kreise-Modell fallengelassen und durch eine Nachbarschaftsregelung mit den EU- und
Efta-Staaten abgelöst werden sollte. Uneinig waren sich die Parteien aber in der Frage,
wie dieses grenzüberschreitende Regelwerk aussehen sollte. Die SP votierte für den EU-
Beitritt und damit auch für die Personenfreizügigkeit, währenddem CVP und FDP den
Weg der bilateralen Beziehungen gehen wollten und für ein Abkommen mit einer
Schutzklausel plädierten; die SVP wollte an den Kontingenten festhalten. Auch in der
Frage der Weiterbeschäftigung von Arbeitnehmern aus Ex-Jugoslawien blieben die
Differenzen unüberbrückbar. 21

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 10.10.1996
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Ende 2000 hatte die Stiftung Pro Helvetia dem EDI als ihrem Aufsichtsorgan konkrete
Vorschläge zur Reform ihrer Strukturen und Abläufe gemäss dem im Vorjahr vom
Stiftungsrat verabschiedeten Modell «Renovation» unterbreitet. Im Februar erteilte ihr
das Departement klare Vorgaben; diese betrafen die rasche Umsetzung der Reformen,
die Neubesetzung des Stiftungsrates, eine deutliche Straffung der Strukturen, die
Klärung der Kompetenzen und Verantwortlichkeiten der verschiedenen Stiftungsorgane
sowie eine effizientere Behandlung der Unterstützungsgesuche. Siehe dazu auch die
Antwort des Bundesrats auf eine Interpellation Seiler (svp, BE) (Ip. 01.3195). 
Im Mai hiess der Stiftungsrat die in diesem Sinn überarbeiteten Statuten in den
Grundzügen nahezu einstimmig gut; insbesondere wurde beschlossen, den Stiftungsrat
auf die gesetzlich vorgeschriebene Mindestzahl von 25 Mitgliedern zurückzuführen. Er
wird neu aus einem personell reduzierten Leitenden Ausschuss, der für die operativen
Belange zuständig ist, und einem Expertenrat bestehen, der sich eher grundsätzlicher
Fragen (grössere oder umstrittene Gesuche sowie eigene Projekte) annimmt. Die
Geschäftsleitung erhält die Kompetenz, vier Fünftel der Gesuche selber zu
entscheiden; die Stellung des Direktors wird im Bereich der Zielsetzungsprozesse und
bei interdisziplinären Projekten aufgewertet. Mitte August wurden die bereinigten, per
1.1.2002 in Kraft tretenden Reglementsänderungen definitiv verabschiedet. Anfangs
Dezember bestellte der Bundesrat den neuen Stiftungsrat; dabei fiel auf, dass drei der
sieben Mitglieder des Leitenden Ausschusses nicht aus der Kulturszene, sondern aus
dem Management stammen. Der erst drei Jahre zuvor zur gründlichen Reorganisation
der Stiftung berufene Direktor, Bernard Cathomas, zog die Konsequenzen aus seiner
Niederlage im Strukturstreit und wechselte zu Beginn des Jahres als neuer Direktor von
Radio e Televisiun Rumantscha zur SRG. Bereits sein Vorgänger, Urs Frauchiger, hatte
darunter gelitten, dass der Spielraum eines Pro Helvetia-Direktors angesichts des
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übermächtigen Stiftungsrats sehr eng ist; nach nur fünf Jahren hatte er 1997 sein Amt
zur Disposition gestellt. 22
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